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Mitglieder-Info Nr. 72/2009 

Exportierbarkeit von Landesblindengeld 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gemäß der EG-Verordnung Nr. 883/2004 wurde die Übertragbarkeit von im Her-
kunftsland erworbenen Ansprüchen bei Wohnsitzwechsel über die Grenzen eines 
Mitgliedstaates hinaus vereinfacht. Diese Verordnung betrifft auch das bislang davon 
ausdrücklich ausgenommene in Deutschland den Ländern überlassene Landesblin-
dengeld, denn die Verordnung wird auch für die Neuregelung zur Exportierbarkeit 
des Landesblindengeldes unmittelbar geltendes Recht. 

Die Konferenz der Obersten Landessozialbehörden hat sich in ihrer Herbstsitzung 
am 10./11.09.2009 damit befasst und eine von einer Arbeitsgruppe der Länder vor-
geschlagene Vorgehensweise angenommen. Diese hatte folgende Vorgehensweise 
bei der Umsetzung der VO (EG) Nr. 883/2004 vorgeschlagen: 

1. Anspruchsberechtigte nach dem LBlindG, die ihren Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt in einem Bundesland haben und keine Beschäftigung oder kei-
ne Beschäftigung im Ausland ausüben, unterliegen alleine den Rechtsvorschrif-
ten des Wohnortstaates. Hier liegt kein europarechtlicher Bezug vor. Landesblin-
dengeld kann auch weiterhin alleine auf Grund des Wohnortes im jeweiligen 
Bundesland gewährt werden.  

Mitglieder: Bezirk Mittelfranken, Ansbach - Bezirk Schwaben, Augsburg - Bezirk Oberfranken, Bayreuth - Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales, Berlin - Der Senator für Arbeit, 
Frauen, Gesundheit, Jugend, und Soziales Bremen - Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg, Cottbus - Sozialagentur Sachsen-Anhalt, Halle/Saale - Behörde für Soziales, 
Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz Hamburg - Niedersächsisches Landesamt für Soziales Jugend und Familie, Hildesheim - Landeswohlfahrtsverband Hessen, Kassel - Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren  des Landes Schleswig-Holstein, Kiel - Landschaftsverband Rheinland, Köln - Bezirk Niederbayern, Landshut – Kommunaler Sozialverband 
Sachsen, Leipzig - Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung Rheinland-Pfalz, Mainz - Landesverwaltungsamt Thüringen, Meiningen - Bezirk Oberbayern, München - Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe, Münster - Bezirk Oberpfalz, Regensburg - Landesamt für Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz, Saarbrücken - Kommunaler Sozialverband Mecklenburg-Vorpommern, 
Schwerin - Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg, Stuttgart - Bezirk Unterfranken, Würzburg
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2. Anspruchsberechtigte, die keinen Wohnsitz in einem Bundesland haben, jedoch 
eine Beschäftigung oder selbständige Tätigkeit in einem Bundesland aus-
üben, unterliegen den Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaates (Art. 11 
Abs. 3 Buchstabe a) VO (EG) 883/2004). Diesen „Grenzgängern“ ist künftig Lan-
desblindengeld nach den Vorschriften des Bundeslandes zu gewähren, in denen 
die Beschäftigung ausgeübt wird. 

3. Anspruchsberechtigte, die ihren Wohnsitz in einem Bundesland haben und eine 
Beschäftigung im Ausland ausüben und den dortigen Rechtsvorschriften der 
sozialen Sicherung unterliegen, haben nach Artikel 11 VO (EG) 883/2004 nur 
Anspruch auf Leistungen im Beschäftigungsstaat. Der EuGH hat jedoch in der 
Rechtssache Bosmann, Urteil vom 20. Mai 2008, Rechtssache C-352/06, die VO 
1408/71 das Beschäftigungslandprinzip in Art. 13 VO 1408/71 dahingehend aus-
gelegt1, dass jemand, der den Vorschriften des Beschäftigungslandes unterliegt, 
auch Ansprüche nach dem Recht des Wohnlandes haben kann. Voraussetzung 
dafür ist, dass die Regelungen im nationalen Recht den Anspruch vorsehen. Mit 
der Wohnortregelung im LBlindG ist eine solche Regelung gegeben und es be-
steht somit die Möglichkeit, auch weiterhin Landesblindengeld an in einem Bun-
desland wohnhafte „Grenzgänger“ zu zahlen. Bei Grenzgängern ins europäische 
Ausland sind Voraussetzungen für die Anrechnung von ausländischen Leistun-
gen zu schaffen. Beschäftigungsland: vorrangig; Wohnsitzland: nachrangig. 

4. Anspruchsberechtigte, die für ein deutsches Unternehmen eine Beschäftigung im 
Ausland ausüben (Entsendung), haben nach Maßgabe der Artikel 12 und 15 VO 
(EG) Nr. 883/2004 Anspruch auf Landesblindengeld. Entsandte Beschäftigte und 
Selbständige haben, auch wenn der Wohnort nicht mehr in einem Bundesland 
liegt, für die Zeit der befristeten Entsendung ins Ausland weiterhin einen An-
spruch auf Blindengeld. Hilfskräfte der Europäischen Gemeinschaft haben ein 
Wahlrecht, welchem nationalen Recht sie sich für die Dauer ihrer Tätigkeit bei 
der EG unterstellen wollen. 

5. Anspruchsberechtigte, die in ein anderes Mitgliedsland der EU verziehen und 
keine Beschäftigten im Sinne der VO (EG) Nr. 883/2004 sind, haben mit Weg-
zug keinen Anspruch mehr auf Landesblindengeld. Weder liegt ihr Wohnort in ei-
nem Bundesland noch besteht ein Anknüpfungstatbestand über die Beschäftig-
teneigenschaft. Dies gilt auch für die Bezieher von den in Art. 11 Abs. 2 VO (EG) 
Nr. 883/2004 aufgeführten Einkommensersatzleistungen. Die VO nimmt vom Be-
schäftigungsbegriff explizit nur Invaliditäts-, Alters- oder Hinterbliebenenrenten 
oder Renten bei Arbeitsunfällen oder Berufskrankheiten oder für Geldleistungen 
bei Krankheit, die eine Behandlung von unbegrenzter Dauer abdecken, aus.  

6. Familienangehörige: 
Landesblindengeld ist ein persönlicher Anspruch und keine Familienleistung. 
Selbst das schwerstbehinderte Kind hat einen eigenständigen Leistungsan-
spruch, nicht dessen Eltern. Art. 1 der VO (EG) Nr. 883/2004 definiert Familien-
angehörige als Personen, die in den Rechtsvorschriften, nach denen Leistungen 
gewährt werden als Familienangehörige bestimmt oder anerkannt oder als Haus-
haltsangehöriger bezeichnet werden (vgl. Art. 1 der VO (EG) Nr. 883/2004, Buch-
stabe i). 

                                           
1 Entspricht im Wesentlichen Art 11 VO (EG) Nr. 883/2004
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Da im LBlindG selbst kein Anspruch für Dritte vorgesehen ist, LBlindG ein höchst 
persönlicher Anspruch ist, kann hier keine Leistungserweiterung auf Familienange-
hörige eines in einem Bundesland Beschäftigten mit Wohnsitz im Ausland erfolgen.  

Weiterhin hat die Arbeitsgruppe der Länder vorgeschlagen, dass im innerdeutschen 
Verhältnis die bisherigen Regelungen, im Besonderen das Wohnortprinzip, weiter 
Anwendung finden. Ein „Export“ von LBlindG soll grundsätzlich eng an die Voraus-
setzungen der VO 883/2004 geknüpft werden, d. h. in der Regel an die Beschäftig-
teneigenschaft. 

Ich hoffe, dass Ihnen die klarstellenden Ausführungen der Länder bei der prakti-
schen Umsetzung der Landesblindengeldgesetze hilfreich sind. Sollten Sie die Aus-
führungen nicht teilen bzw. Bedenken haben, teilen Sie dies bitte der Geschäftsstelle 
mit. Für diesen Fall würde ich das Thema für die Mitgliederversammlung vorsehen. 

Mit freundlichem Gruß 
gez.: 
Bernd Finke 


